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Ziele, Handlungsfelder und Projekte der Nationalen Stadtentwicklungspolitik
 

Wolfgang Tiefensee, Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
 

„Der alte Augustinus sagte, dass Städte nicht die 
Straßen und Gebäude seien, sondern die Wünsche 
und Hoffnungen der Menschen. Und das steckt wohl 
schon in diesen beiden Worten, Wünsche und 
Hoffnungen sind alles andere als planbar. Wir, mei­
ne sehr verehrten Damen und Herren, stehen vor 
der großen Aufgabe, diese Wünsche und Hoff­
nungen in irgendeiner Weise in irgendeine Gestalt 
zu bringen.“ 

Da sind wir bereits im Zentrum unserer Diskus­
sion. Die Frage ist, wie können wir in einem Dis­
kussionsprozess Leitlinien finden, die uns in der 
Stadtentwicklungspolitik führen, in der Gestaltung 
von Städten, in der Gestaltung von Regionen. Es 
geht darum, dass wir in einem Verständigungs­
prozess ein gemeinsames Fundament erarbeiten, 
das soviel Spielraum lässt, dass Wünsche und 
Hoffnungen, dass nicht Planbares, aber auch Plan­
bares sich darin wieder findet. 

Wir befinden uns also nach wie vor auf dem Weg. 
Wir haben das Wort von der Pilotphase und von 
der Projektphase erfunden. Dazwischen befinden 
wir uns jetzt. Unser Fundament ist die Leipzig-
Charta mit der territorialen Agenda und der erste 
bundesweite Stadtentwicklungskongress in Berlin. 
Wir gründen auf einer ein Jahr lang dauernden 
Arbeit. Heute kommt es darauf an, zu resümieren, 
wo wir stehen und welche Türen wir heute aufsto­
ßen müssen. Es geht um die europäische Dimen­
sion: Wir müssen schneller werden, unsere Auf­
fassungen und Forderungen gegenüber Europa zu 
artikulieren. Umgebungslärm- und Feinstaub­
richtlinien zeigen, wie direkt Europa in städtische 
Belange eingreifen kann. Es ist also unsere Auf­
gabe, die Leitlinien einer nationalen Politik so zu 
artikulieren, dass wir uns in Europa stark aufstel­
len können. Deutschland kann mit seinen Ideen 
und Vorstellungen federführend sein und starken 
Einfluss nehmen. 
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Ich halte es für sehr erfolgreich, dass wir nicht nur 
auf Kongressen miteinander arbeiten, sondern dass 
wir in einer Fülle von Projekten Konkretes auf den 
Weg gebracht haben. Es ist die Aufgabe, mit ganz 
konkretem Handeln dafür zu sorgen, dass sich in 
unseren Städten tatsächlich etwas bewegt. Dabei 
gilt es, das schwierige Spannungsfeld zwischen 
wirtschaftlicher Entwicklung einerseits und Nach­
haltigkeit andererseits zu gestalten; Expansion in 
Verbindung zu bringen mit dem Traditionsbe­
wusstsein; einer zunehmenden, auch individuellen 
Mobilität und dem Ruf nach Nachbarschaftlichkeit; 
der Verwurzelung in der Stadt und andererseits 
der Auseinandersetzung mit dem Fremden. Alles 
das auf einen Nenner zu bringen, wird zukünftig 
die Herausforderung sein, vor der wir stehen. 

Was haben wir zu tun? Wir wollten Handlungs­
felder benennen, das war die Aufgabe in der Pilot­
phase. Und wir wollten aus diesen Handlungs­
feldern heraus Projekte entwickeln, die keinen 
Aktionismus darstellen, sondern die die Möglich­
keit bieten, unsere Städte voranzutreiben. 

Fünf Handlungsfelder sind beschrieben worden. 
Ich möchte sie mit meinen Worten überschreiben: 
wir sprechen über die aktivierende Stadt. Ohne die 
Bürgerschaft, ohne die Kräfte aus den Städten 
und Gemeinden werden wir es nicht schaffen. Das 
zweite Handlungsfeld ist die soziale Stadt. Neben 
der Spaltung zwischen Arm und Reich, die schon 
schlimm genug ist, tritt zunehmend eine Spaltung 
zwischen denen, die sich integriert fühlen und 
denjenigen, die ausgeschlossen sind, zumindest 
sich ausgeschlossen fühlen. Wenn uns nicht 
schnell etwas einfällt, wie wir eine Brücke bauen, 
wie wir wieder integrieren, wird sich ein Spreng­
stoff entwickeln, der uns mittelfristig noch mehr 
zu schaffen machen wird. Ein drittes Thema ist die 
nachhaltige Stadt. Wir haben dafür zu sorgen, dass 
Wirtschaft und Prosperität einhergehen mit Ökolo­
gie, mit Lebensqualität. Wie gelingt es, die Ener­
gieressourcen zu schonen, energieeffizienter zu 
arbeiten? Wie können wir der kommenden Gene­
ration eine Welt übergeben, die auch bei Klima und 
Umwelt einigermaßen intakt ist? Das vierte Hand­
lungsfeld ist die kulturvolle, die kulturelle Stadt. 
Die Stadt, die für die Lebensqualität sorgt. Die 
Stadt, die auf Tradition setzt und auch mit moder­
nem Bauen in die Zukunft weist. Unsere Stiftung 
Baukultur hat das unterstrichen. Und schließlich 
haben wir es zu tun mit einer verantwortungsbe­
wussten, kooperativen Stadt, die Verantwortungs­
gemeinschaften zwischen den Stadtteilen, aber 
auch zwischen dem Mittel- und Oberzentrum und 
der umgebenden Region bildet. 

Mir ist es wichtig, deutlich zu machen, dass die 
Nationale Stadtentwicklungspolitik keine Ab­
grenzungspolitik gegenüber dem ländlichen Raum 
ist. Im Gegenteil: Sie zielt darauf, dass es eine 
Verschränkung gibt, eine gegenseitige Bestärkung 
zu einer Verantwortungsgemeinschaft. 

Wir haben uns einige Instrumente geschaffen. Der 
Projektausschuss ist gegründet. Wir haben die 
Bildung eines Kuratoriums vor uns, das Politik, 
Gesellschaft, Wissenschaft und Kultur verbinden 
soll. Und ich bin stolz darauf, dass wir mit der 
Projektreihe „Stadt und Urbanität“ ganz konkrete 
Akzente setzen können. 330 Einsendungen zei­
gen, wie groß das Interesse ist und wie vielfältig 
die Lösungsansätze sind, die es zu multiplizieren 
gilt. Lassen Sie uns jetzt gemeinsam in die nächs­
te Phase eintreten. Ich bin sicher, dass wir von 
diesem Kongress aus zu richtungsweisenden Pro­
jekten und Lösungen kommen werden. 

5 



 

 

 
 

 

 

Grundsätze der Nationalen Stadtentwicklungspolitik aus Sicht der Länder
 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen,
 
Vorsitzender der Bauministerkonferenz
 

Die Bauministerkonferenz teilt mit dem Bundes­
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick­
lung und den kommunalen Spitzenverbänden die 
Auffassung, dass die öffentliche Aufmerksamkeit 
für den Lebensraum, aber auch für den Wirt­
schaftsstandort Stadt erhöht werden muss. Stadt­
entwicklungspolitik geht alle an! Und die Chancen 
dafür stehen gut. Die Kernstädte erleben nach 
Jahren des Bevölkerungsverlustes an ihr Umland 
und des Imageverlustes eine Renaissance. 

Die Bauministerkonferenz hat im September 2007 
in Papenburg Eckpunkte beschlossen, von denen 
ich zwei hervorheben möchte. Erstens: Die Länder 
begrüßen es ausdrücklich, dass die europäische 
Ebene mit ihrer neuen Strukturfondsausrichtung 
und der Ausformulierung einer städtischen Di­
mension innerhalb der EU-Förderpolitik zu einem 
Innovationsmotor der Stadtentwicklung geworden 
ist. Die Leipzig-Charta betont durch ihre Schwer­
punktsetzung für benachteiligte Stadtquartiere im 
gesamtstädtischen Kontext den Konvergenzauf­
trag europäischer Strukturförderpolitik. Zweitens: 
Die Länder begrüßten in Papenburg den Ansatz 

des Bundes, gemeinsam mit den Ländern und 
Kommunen eine nationale Stadtentwicklungspo­
litik zu erarbeiten und die Situation unserer Städte 
stärker als bisher zum Gegenstand des öffent­
lichen Diskurses zu machen. Partnerschaft und 
Zusammenarbeit sind die wesentlichen Voraus­
setzungen für das Gelingen dieser Initiative. Nach 
mittlerweile 37 Jahren Städtebauförderungsgesetz 
möchte ich daran erinnern, dass Bund, Länder und 
Kommunen bei großem politischen Konsens mit 
der Städtebauförderung gemeinsam eine Erfolgs­
geschichte geschrieben haben. Mit ihren einzel­
nen Programmteilen ist sie das zentrale Instru­
ment einer integrierten, nachhaltigen Stadtent­
wicklung, das wir verstetigen und fortentwickeln 
sollten und das wir für den Vollzug, für die Akteure 
vor Ort handhabbar halten sollten. Wir brauchen 
mehr Handlungsspielräume und mehr Freiheiten. 

Es ist nicht ganz einfach, Verkehrs-, Städtebau-
und Wohnungsbaupolitik zusammenzuführen. 
Wenn Sie dann noch versuchen, Sozial-, Kultur-
und Integrationspolitik zu verbinden, gleicht das 
fast der Quadratur des Kreises. Aber es ist genau 
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das, was wir brauchen. Wir können bei der Inte­
gration der Handlungsfelder und der Einbeziehung 
anderer Politikbereiche noch deutlich besser 
werden. Die Aufgabenerfüllung vieler anderer 
Ressorts ist traditionell eher raumblind. Integrierte 
Stadtentwicklung heißt auch, dass alle relevanten 
Akteure an einem Tisch sitzen und die örtliche 
Bürgerschaft einbezogen werden muss. 

Wissen und Kreativität sind nicht erst in jüngerer 
Zeit zentrale Begriffe ökonomischer Strategien. 
Kommunale Wirtschaftsstrategen und viele Stand­
ort suchende Unternehmen sind sich längst dar­
über im Klaren, dass es Zusammenhänge gibt, 
zwischen attraktiven Stadträumen, kreativen 
Milieus, Bildung, Toleranz und wirtschaftlicher 
Dynamik in den Städten. Diese Neubewertung 
der Qualitäten der europäischen Stadt bietet die 
Chance, Stadtentwicklung auch gegenüber und 
mit anderen Fachdisziplinen zu diskutieren und 
diese Zusammenhänge zu verdeutlichen. Stadt­
entwicklung und damit die räumliche Dimension 
muss in Deutschland stärker politikfeldübergrei­
fend gestaltet und finanziert werden. Dabei kann 
und muss uns auch die Nationale Stadtent­
wicklungspolitik helfen. 

Eine Nationale Stadtentwicklungspolitik erweckt 
aber auch Erwartungen bei Kommunen, bei 
Projektträgern und bei den Bürgerinnen und Bür­
gern. Wie wir diesen Erwartungen gemeinsam am 
besten gerecht werden können, müssen wir noch 
miteinander diskutieren. Eines ist aber klar: 
Qualitäts- und Auswahlkriterien müssen noch 
transparenter gemacht werden. Städte und die 
Projekte, die das NSP-Label erhalten, sollen nach­
weisen, dass sie ganz besonders innovativ agie­
ren. Die Projekte benötigen verlässliche Förder­
angebote und Förderstrukturen von Bund und 
Ländern, auch im Rahmen der Städtebauförde­
rung. Aber eben nicht nur darin. 

Nationale Stadtentwicklungspolitik muss auch da­
zu beitragen und den Mut haben, aufzuzeigen, 
welche Widersprüche und Hindernisse es gibt, die 
der Umsetzung guter Ideen vor Ort entgegenste­
hen. Hier verweise ich auf das Memorandum, das 
eine bessere Folgeabschätzung von Gesetzen und 
Programmen hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf 
unsere Städte für geboten hält. Die Nationale 
Stadtentwicklungspolitik kann ebenso wie die 
Programme der Städtebauförderung nur Impulse 
setzen. Sie findet schließlich und letztlich immer 
vor Ort statt, braucht Zeit und muss im Vollzug vor 
Ort die gewünschten Ziele erreichen. 

Vielleicht ist das auch einmal der richtige Anlass, 
dem Bundesministerium und auch Ihnen persön­
lich, Herr Tiefensee, für die bisher geleistete Arbeit 
zur Aufwertung des Städtischen Dank zu sagen. 
Denn gerade im Rahmen der EU-Präsidentschaft 
Deutschlands hat das Ministerium Akzente gesetzt. 
Bei aller Unterschiedlichkeit der Anforderungen 
und Potenziale, die es in den Städten gibt, ist es 
doch gut, wenn wir uns über ein gemeinsames 
Fundament austauschen. Und wenn wir dieses 
definieren und versuchen, die europäische Stadt 
weiterzuentwickeln. Wenn wir dann kooperieren, 
werden wir die europäische Stadt auch im 
21. Jahrhundert erfolgreich gestalten können. Mir 
ist weltweit kein anderes Städtemodell bekannt, 
das erfolgreicher ist als die europäische Stadt. 
Deshalb sollten wir an ihrer Weiterentwicklung ge­
meinsam arbeiten. 

Für die Bauminister der deutschen Länder kann 
ich erklären: Wir wollen uns in diese Debatte ein­
bringen, weil sie nicht nur für die Entwicklung un­
serer Städte existenziell ist, sondern letztlich auch 
für die Gesamtentwicklung unseres Landes. 
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Nationale Stadtentwicklungspolitik: 

Gemeinschaftsaufgabe von Bund, Ländern, Städten und Gemeinden
 

Christian Ude, Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München, 
Präsident des 
Deutschen Städtetages 

Christian Schramm, 
Oberbürgermeister 
der Stadt Bautzen, 
Präsident des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes 

Die Globalisierung, die aktuelle Finanzkrise und 
die zunehmende Technologisierung machen an­
gesichts der hiermit verbundenen Verunsicherun­
gen eines deutlich: Die kleinen und bürgernächs­
ten Einheiten (Familien, Städte und Gemeinden) 
werden in der Zukunft als Anker für Stabilität, Ge­
borgenheit und Identitätsfindung an Bedeutung 
zunehmen. Umso mehr gewinnt der Schlussappell 
der Leipzig-Charta, der in den Worten „Europa 
braucht starke Städte“ mündet und der seine Aus­
prägung in der Nationalen Stadtentwicklungspoli­
tik findet, immer weiter an Gewicht. 

Die Kräfte der Städte und Gemeinden für die Be­
wältigung der vor ihnen liegenden Aufgaben müs­
sen jetzt mobilisiert werden. Die lokale Ebene 
bestimmt zwar nicht die wirtschaftlichen Rahmen­
bedingungen und die gesellschaftliche Entwick­
lung, Städte und Gemeinden können jedoch klug 
oder weniger klug ihre vorhandenen Handlungs­
spielräume nutzen. Eine verantwortungsbewusste 
Stadtentwicklungspolitik muss sich dementspre­
chend rechtzeitig auf wirtschaftliche und ge­
sellschaftliche Veränderungen einstellen und 
Konzepte für das künftige Handeln entwickeln. 

Die Bürgerinnen und Bürger erwarten von ihren 
Städten und Gemeinden in dieser Situation jeden­
falls eher mehr, nicht weniger Leistungen. Deshalb 
muss die kommunale Selbstverwaltung ebenso 
wie die kommunale Daseinsvorsorge gestärkt 
werden, auch um die Eigeninitiative der Städte 
und Gemeinden zu fördern. Hierbei sind die Städte 
und Gemeinden auf die Unterstützung und flankie­
rende Hilfestellungen des Bundes und der Länder 
angewiesen. 

Mit der Leipzig-Charta zur nachhaltigen europäi­
schen Stadt wird die Notwendigkeit unterstrichen, 
sich stärker mit der Entwicklung der Städte so­
wohl in Europa als auch auf der nationalen Ebene 
zu befassen. Vor diesem Hintergrund haben das 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent­
wicklung, die Bauministerkonferenz der Länder 

und die kommunalen Spitzenverbände gemein­
sam die Initiative zu einer nationalen Stadtent­
wicklungspolitik gestartet, die zu Recht die Kom­
plexität von Stadtentwicklungsprozessen aufgreift 
und damit die dringend erforderlichen Koopera­
tionen sowohl auf der räumlichen Ebene als auch 
bei den beteiligten Akteuren thematisiert. 

Was wir vor dem Hintergrund der schwierigen 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Situation 
der Städte und Gemeinden im Rahmen der 
Initiative brauchen, ist eine gemeinsam erarbeitete 
inhaltliche Fachposition und eine Bündelung aller 
Kräfte, kurz: eine fachlich und räumlich integrierte 
Stadtentwicklungspolitik als integrierender Kom­
munikationsprozess. Es muss uns besser als bis­
her gelingen, die Beziehungen zwischen ver­
schiedenen, oft widersprüchlichen Zielen der 
einzelnen Politikfelder – von Bildung, Sozialarbeit 
über Umwelt bis zur technischen Infrastruktur – 
herauszuarbeiten und darzustellen, um zu einer 
stärkeren Gesamtschau und zu Lösungen der bis­
lang vielfach nur lokal und sektoral wahrgenom­
menen Probleme zu kommen. 

Hinsichtlich der Anforderungen an eine Nationale 
Stadtentwicklungspolitik sollte – gerade vor dem 
Hintergrund der erkennbaren demographischen 
und sozialen Veränderungen in den Städten und 
Gemeinden sowie der regional sehr unterschied­
lich sich gestaltenden Wirtschafts- und Bevölke­
rungsentwicklung – das Leitbild der baulich kom­
pakten und sozial integrierenden „gemischten“ 
Stadt endlich ernst genommen werden. Nur bei 
ihrer Stärkung als Wohnstandort und Wirtschafts­
standort und der Bildung von Netzwerken wird das 
gewünschte Angebot kommunaler Daseinsvor­
sorge in Zukunft gesichert werden können. Für 
eine nachhaltige, integrierte Stadtentwicklung sind 
vier Handlungsfelder von besonderer Bedeutung: 
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Städtebau und Klimaschutz: Maßnahmen zur 
Energieeinsparung im Bestand 

Städtebau und Verkehr: Verkehrsplanerische 
und organisatorische Bewältigung der zuneh­
menden Verkehrsemissionen; Ausbau, Organi­
sation und Finanzierung des ÖPNV 

Stadtentwicklung und Integration vor dem Hin­
tergrund des demographischen Wandels: Maß­
nahmen zur sozialen Stabilisierung problema­
tischer Quartiere und zur sozialräumlichen 
Integration 

Stadtentwicklung in gewachsenen Regionen: 
Ausbau und Verbesserung der interkommuna­
len Zusammenarbeit sowohl sektoral (in Netz­
werken einzelner Aufgabenfelder) als auch 
räumlich (in gewachsenen Stadtregionen) 

Über die aktuellen Entwicklungen und Probleme 
befinden sich die Städte und Gemeinden im 
Deutschen Städtetag und im Deutschen Städte-
und Gemeindenbund in einem ständigen Erfah­
rungs- und Meinungsaustausch. Stadtentwick­
lungspolitik macht jede Stadt selbst. Die Städte 
und Gemeinden erwarten, dass Bund und Länder 
ihnen die notwendigen finanziellen und recht­
lichen Grundlagen schaffen und sichern, damit die 
Städte und Gemeinden ihre umfangreichen Auf­
gaben bewältigen können. Mit dieser Maßgabe 
werden sich der Deutsche Städtetag und der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund sowie ihre 
Mitgliedstädte und -gemeinden an einem Dialog 
über bessere Wege einer nachhaltigen und urba­
nen Stadtentwicklungspolitik im Rahmen der von 
Bund, Ländern und kommunalen Spitzenverbän­
den gemeinsam getragenen Initiative weiterhin 
gerne und engagiert beteiligen. 

Integrierte Stadtentwicklungspolitik als integrie­
render Kommunikationsprozess – die beiden 
Münchner Kongresstage haben uns hierzu weitere 
wichtige Erkenntnisse gegeben. 

Christian Ude Christian Schramm 
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Der europäische Auftrag für die Nationale Stadtentwicklungspolitik 


Dr. Engelbert Lütke Daldrup, Staatssekretär, Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
 

„Wenn es unseren Städten nicht gut geht, geht es 
auch unserer Gesellschaft nicht gut“. Das neue 
Politikfeld des Bundes ist ein Gemeinschaftswerk 
und ist auf die Mitarbeit aller angewiesen, um 
erfolgreich zu sein. Deshalb ist dieser 2. Bun­
deskongress ebenfalls ein Gemeinschaftswerk 
mehrerer Mitveranstalter: Bauministerkonferenz, 
Deutscher Städtetag und Deutscher Städte- und 
Gemeindebund. 

Es wird die Aufgabe dieses Kongresses sein, aus­
gehend von der Auftaktkonferenz in Berlin nun in 
München eine erste Zwischenbilanz zu ziehen. Die 
europäische Stadt wird das verbindende Element 
sein. Vor dem Hintergrund der Entwicklung der 
Megacities und dem weltweiten Trend zur Ver­
städterung wird deutlich, dass es in Europa not­
wendig wird, die europäische Stadt auch unter 
globalen Aspekten zu betrachten. Noch hat Europa 
einen deutlichen Vorsprung z. B. in der Infrastruktur. 

Trotzdem stellt sich die Frage: „Welche Zukunft 
wird das europäische Modell der Stadtentwicklung 
angesichts von Globalisierung und umfassender 
Ökonomisierung aller Lebensbereiche und zuneh­
mender sozialer und ethnischer Polarisierung ha­
ben? Wie können wir hier unsere Städte darauf 
einstellen, die aktuellen Herausforderungen anzu­
nehmen, ohne dass sie ihre Identität verlieren und 
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an Kraft einbüßen?” Städte sind Motoren gesell­
schaftlicher und wirtschaftlicher Entwicklung. Ihre 
Bedeutung wird im Wandel von der Industrie- zur 
Wissensgesellschaft noch wachsen. Innovationen 
entstehen vorrangig in den Städten, sie brauchen 
ein kreatives Umfeld. 

„Städte können und müssen deswegen noch mehr 
Verantwortung für die Gesellschaft und die Wirt­
schaft übernehmen. Dies gilt nicht nur für die gro­
ßen Städte und die Metropolen, sondern gerade 
auch für die kleinen und mittleren Städte, die die 
Entwicklung in den ländlichen Regionen tragen.“ 

Aufgrund der umfassenden Herausforderungen 
hat das BMVBS die Stadtentwicklung stärker in 
den Fokus des Interesses zu rücken versucht. Mit 
der gemeinsam mit den europäischen Partnern 
verabschiedeten Leipzig-Charta wird vereinbart, 
dass alle Dimensionen nachhaltiger Entwick­
lung – wirtschaftliche Prosperität, sozialer Aus­
gleich und die Berücksichtigung der Umweltbe­
lange – gleichzeitig und gleichgewichtig zu be­
rücksichtigen sind. 

Neben der zentralen Aussage, den benachteiligten 
Quartieren besondere Aufmerksamkeit zu schen­
ken, werden neue Kooperationen und Akteure ge­
sucht. 

„Wir müssen die Bürgerinnen und Bürger, aber 
auch die private Wirtschaft stärker zu Akteuren von 
Stadtentwicklungsprozessen in unseren Städten 
und Gemeinden machen.“ Viele europäische Part­
ner haben bereits nationale Politikansätze, die im 
Sinne der Leipzig-Charta die städtische Entwick­
lung stützen. Die französische Ratspräsident­
schaft wird sich ebenfalls stark mit der Umsetzung 
der Leipzig-Charta befassen. Mit der Nationalen 
Stadtentwicklungspolitik wird Deutschland auf die 
Forderungen der Leipzig-Charta reagieren. 

Die Bundesregierung will mit der Nationalen 
Stadtentwicklungspolitik Politik mit und für die 
Städte machen und damit auch Politik auf der 
europäischen Ebene. Sie wird konkret in der 
Weiterentwicklung der Städtebauförderung, in in­
novativen beispielgebenden Projekten, in vielfälti­
gen Diskussionen und natürlich auch in Ereignis­
sen. Das neue Politikfeld ist langfristig angelegt. 

„Die Bundesregierung wird die Nationale Stadt­
entwicklungspolitik weiter ausbauen. Wir bieten 
allen an – den Ländern, den Städten, der Zivilge­
sellschaft, der Wirtschaft – dabei zu sein. Nutzen 
Sie die Chance und es wird unseren Städten gut 
tun. In diesem Sinne wünschen wir dem Kongress 
einen interessanten und anregenden Verlauf.” 
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Die soziale Dimension europäischer Stadtentwicklung
 

Prof. Dr. Hartmut Häussermann, Institut für Sozialwissenschaften, Humboldt-Universität Berlin
 

Viele europäische Städte stehen in der sozialen 
Dimension der Stadtentwicklung vor vergleichba­
ren Herausforderungen: 

Polarisierung der Eigentumsverteilung: Wachs­
tum am oberen und unteren Rand der Einkom­
mensverteilung 

Überlagerung von sozialer Marginalität und 
Zugehörigkeit zu ethnischen Minderheiten: die 
Überlagerung findet in bestimmtem Stadttei­
len statt 

Grundsätzliche Neustrukturierung der Stadtbe­
völkerung: Es bilden sich differenzierte Milieus 
in verschiedenen Sozialräumen aus 

Die abnehmende Bedeutung der sozialen Mitte 
trifft genau den Teil der Gesellschaft, auf den sich 
die Stadt und die Wohnungspolitik über lange Zeit­
räume konzentriert haben: die breiten Schichten 
der Bevölkerung. Zukunftsängste verbreiten sich 
und der Wunsch, zu den Problemstadtteilen Ab­

stand zu halten, verstärkt die Segregation. Die 
Stadtgesellschaften differenzieren sich ökono­
misch, kulturell und sozial aus. Auch räumlich ver­
festigen sich die besonders wohlhabenden und die 
Quartiere mit hoher Problemdichte. Dabei ist der 
Trend zu erkennen, dass in besonders wirtschafts­
starken Städten wie Kopenhagen, London oder 
Paris die Innenstädte eine starke Aufwertung er­
fahren, wogegen z. B. in Berlin die einkommens­
schwache Bevölkerung gerade (noch) die Innen­
stadt bewohnt. 

In den benachteiligten Quartieren werden insbe­
sondere Kinder und Jugendliche ihrer Lebens­
chancen beraubt. „Die Quartiere der Benachtei­
ligten werden durch die hohe Konzentration von 
Problemlagen zu benachteiligenden Gebieten.“ 
Zugang zu Bildungsmöglichkeiten fehlt, eine 
„Bildungskatastrophe“ blockiert den sozialen 
Aufstieg. „Wenn diese Polarisierungsprozesse 
weiter voranschreiten, haben wir eine sinkende 
Attraktivität der Städte bei fehlender sozialer 
Kohäsion.“ 
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Alle großen europäischen Städte werden mit die­
sen Problemen konfrontiert und haben verschie­
dene Politikansätze zu ihrer Lösung entwickelt: 

Großbritannien: Die britische Regierung setzt 
insbesondere bei der Stärkung der Wettbe­
werbsfähigkeit der Städte an, um sie in der Fol­
ge in die Lage zu versetzen, Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt zu verbessern und die soziale Ko­
häsion zu sichern. Diese beiden Strategien 
sollen konsequent miteinander verbunden 
werden. 

Frankreich: Nach der Stärkung der Gemein­
wesenarbeit als erstem Schritt insbesondere in 
den Banlieues konzentrierte sich die französi­
sche Politik anschließend auf die Aufwertung 
der Quartiere (Infrastruktur, Wirtschaft). Derzeit 
wird versucht, die Segregation zu reduzieren, 
z. B. durch Rückbau bestimmter Angebotsseg­
mente und Schaffung dezentraler Angebote 
beim sozialen Wohnungsbau in anderen Ge­
meinden. 

Niederlande: Aufbauend auf einer langen 
Tradition der Quartiersentwicklung wird nun 
intensiv versucht, die weitere Verdichtung so­
zialer Problemlagen in bestimmten Quartieren 
zu verhindern. So besteht nun die Möglichkeit, 
räumlich begrenzt Zuzugssperren für beson­
ders einkommensschwache Haushalte auszu­
sprechen. Gleichzeitig werden die Quartiere 
durch Abriss, Wohnungsneubau, Privatisierung 
und durch kulturelle Projekte aufgewertet, aber 
auch der Soziale Wohnungsbau im Neubau ge­
fördert. 

Deutschland: Das Programm Soziale Stadt ist 
mit einer sehr starken Quartiersorientierung 
und Gemeinwesenarbeit angetreten – Empo­
werment, die Bildung sozialen Kapitals in den 
Quartieren, Unterstützung der städtebaulichen 
Erneuerung und ökonomischer Strukturwandel 
sowie einem integrierten Politik-Ansatz. 

USA: „Ganz im Sinne des amerikanischen 
Pragmatismus und der Betonung des Indivi­
duums richten sich Strategien an die einzelnen 
Haushalte, nicht an die Quartiere. Man bietet 
einzelnen Haushalten die Möglichkeit der so­
zialen Mobilität, des Umzuges in ein anderes 
Quartier an.“ 

Diese fünf Beispiele haben wichtige gemeinsame 
Ansatzpunkte: Es geht darum, Kontexteffekte zu 
minimieren. „Entweder Quartiere entwickeln, so­
ziales Kapital stärken, Exklusion bekämpfen, damit 
ökonomische Entwicklung stimulieren und soziale 
Kohäsion sichern oder Desegregation, die Auf­
lösung von Quartieren mit hoher Problemdichte.“ 

Für die Nationale Stadtentwicklungspolitik und die 
Leipzig-Charta ist es wichtig, dass die Politik im 
Sinne der New Urban Governance dezentral, aber 
in einem nationalen Rahmen verankert sein muss. 
Dezentralisierung heißt nicht Beliebigkeit: Die 
Staaten geben einen nationalen Rahmen vor, in 
dem auch Instrumente, Ziele und Methoden be­
reitgestellt werden. Mittlerweile liefern viele 
Kommunen integrierte Strategien. Schließlich: 
Partizipation ist ein grundlegendes Element der 
Strategien, weil die Kontexte nur durch eine aktive 
Mitarbeit der Bewohner zu verändern sind. 
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Stadtgesellschaft 

Prof. Dr. Julian Nida-Rümelin, Lehrstuhl für politische Theorie und Philosophie, Universität München 

Nichts ist praktischer als eine gute Theorie. Sie ist 
gut, wenn sie sich in der Praxis bewährt. Ich ver­
stehe mich selber im philosophischen Sinne als 
Pragmatiker: Ich möchte mich darum bemühen, 
gedankliche Klarheit zu schaffen und einen Brü­
ckenschlag zwischen Philosophie, politischer 
Theorie, Urbanitätsdiskursen und Stadtentwick­
lungsdebatten zu versuchen. 

Ich beginne mit einer kurzen Reminiszenz: Die 
Demokratie in Europa und in den USA konnte im 
späten 18. Jahrhundert nur aufgrund zweier Be­
dingungen etabliert werden: Der Schock und die 
Nachwirkung eines Weltanschauungskrieges in 
Europa, des Dreißigjährigen Krieges, hat etwas er­
zwungen, was ich als Toleranz aus Respekt be­
zeichne: die Bereitschaft und die Institutionalisie­
rung des Umganges mit Differenzen unterhalb der 
Schwelle der Gewaltandrohung. Ein Respekt, der 
existenzielle Differenzen anerkennt – nicht im 
Sinne von Hinnehmen, nicht aus Indifferenz, son­
dern als existenzielle Toleranz – und der eine 
Säule der europäischen Demokratie darstellt. Die 
andere Säule ist eine Erinnerung der intellektuel­
len Kultur an die griechische Polis-Kultur: kein Un­
terordnungsverhältnis, sondern die Bereitschaft, 
sich zu engagieren. 

Es schien, dass diese Thematik durch die Ent­
wicklung der modernen liberalen marktorientier­
ten Gesellschaft obsolet geworden sei. Wir erken­
nen mit Schrecken weltweit, dass dies eine große 
Illusion war. Die Befriedung der Welt durch den 
globalen Markt: alles Unsinn! 

Das Gegenteil ist eher wahr: die Heraufbeschwö­
rung von Kulturkonflikten durch den sich globali­
sierenden Markt. So ist es ein bekanntes Phäno­
men in unseren Städten, wieder neu mit der Her­
ausforderung existenzieller Differenz konfrontiert 
zu sein und mit dieser human umgehen zu müs­
sen. Dies erscheint mir ebenso aktuell wie die 
Frage, wie die Stadt auf normativer Basis konstitu­
iert ist. 

Ich will nun in wenigen Schritten eine systemati­
sche Argumentation entwickeln, die ich abschlie­
ßend für die Stadtgesellschaft der Zukunft wieder 
zusammenführen möchte. 

Der erste Schritt ist gegen die Ideologie des Markt­
radikalismus gerichtet: Eine Ideologie, die besagt, 
der Markt sei, wenn er gut organisiert und die 
Konkurrenz gesichert ist, das optimale System des 
Konfliktaustrages und der Bedürfnisbefriedigung. 
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Dies ist eine mächtige Ideologie und sie ist aktuell. 
Doch es gibt ein systematisches Marktversagen. 
Deswegen ist auch die Annäherung politischer 
Praxis an Marktpraxis ein Irrtum. Aus genau drei 
Gründen ist diese These falsch. Der ideale Markt 
hat eine faszinierende Funktion darin, dass er si­
cherstellt, dass unter Bedingungen der vollständi­
gen Information und Konkurrenz sowie niedriger 
Transferkosten pareto-effiziente Verteilungen ent­
stehen können. Ein effizienter Markt sorgt dafür, 
dass jede Besserstellung einer Person, wenn sie 
nicht zur Schlechterstellung einer anderen führt, 
auch tatsächlich realisiert wird. 

Aber: Der Markt versagt in dreierlei Hinsicht syste­
matisch. 

Zukunft: Dieses Theorem gilt nur für den je­
weils aktuellen Zeitpunkt, nicht für die Zukunft. 
Die Marktteilnehmer, die jetzt nicht kaufkraft-
oder nachfragewirksam auftreten, spielen kei­
ne Rolle für diese Marktgleichgewichte. Das 
Stichwort Nachhaltigkeit bedeutet genau das, 
dass wir nur in jenen Grenzen politisch han­
deln dürfen, die den zukünftigen Interessen zu­
künftiger Generationen nicht widersprechen. 
Insbesondere im Bereich Klimawandel, Energie, 
Flächenverbrauch, Ressourcenverbrauch wird 
deutlich, dass wir dieses Kriterium überhaupt 
nicht erfüllen. 

Inklusion, Verteilung, Gerechtigkeit: Der Markt 
ist systematisch verteilungsblind, z. B. bei so­
zialer Gerechtigkeit. Wenn die Verteilung von 
Lebenschancen und -gestaltungsmöglichkei­
ten ein bestimmtes Maß an Ungleichheit er­
reicht, dann führt das zu Exklusion. Es ist eine 
große stadtpolitische Aufgabe, diese zu verhin­
dern und Inklusion zu ermöglichen und sicher­
zustellen. Der Markt schafft das auf sich allein 
gestellt nicht. 

Kollektive Güter: Dies sind Güter, die im Sinne 
individueller Nachfrage nicht teilbar sind: sau­
bere Luft, Umweltgüter und das faszinierende 
Beispiel Bildungsgüter. Wir können sie weitge­
hend privatisieren. Manche Länder tun das in 
hohem Maße mit allen Vor- und Nachteilen, ei­
nem gewissem ökonomischen Effizienzge­
winn, aber auch Exklusionstendenzen. Wenn 
etwas ein kollektives Gut ist, dann steht fest: 
der Markt kann es nicht effizient bereitstellen. 
Eine der großen Herausforderungen der Stadt­
politik ist es, deutlich zu machen, in welchem 
Umfang unser alltägliches Agieren, Interagie­
ren, unser Lebensgefühl davon abhängt, dass 
bestimmte Güter, Umweltgüter, Bildungsgüter, 
Kulturgüter, öffentliche Infrastruktur, öffentliche 

Plätze, Begegnungsmöglichkeiten usw. für alle 
zur Verfügung stehen, unabhängig davon, was 
sie im Geldbeutel haben. 

Und damit verbinden sich diese Punkte in einer 
faszinierenden Weise. Es kommt gar nicht so sehr 
darauf an, Verteilungsgerechtigkeit über Transfer­
leistungen herzustellen, sondern vor allem um die 
Zugänglichkeit zu öffentlichen Gütern, weil diese 
zu einem hohen Maße Lebensqualität bestimmen. 

Der zweite Punkt handelt vom Verständnis von 
Demokratie, genauer gesagt von der „aufgeklär­
ten“ Sicht von Politik, die besagt: Wir leben in ei­
ner Demokratie, aber wir wissen alle, dass das, 
was die Mehrheit will, nicht unbedingt das Beste 
für die Stadt ist. Dafür sollten wir Experten befra­
gen. Dies ist die Vorstellung von der Wohlfahrts­
ökonomie, die Politik auf das rationale Fundament 
der kollektiven Wohlfahrt stellen will. Doch man 
muss aufpassen, nicht zu sehr in diese Richtung 
zu gehen, da sonst die normative Substanz der 
Demokratie beschädigt werden könnte. 

Es gibt folgende Argumente, die gegen eine sol­
che wohlfahrtsökonomische Rationalisierung von 
Stadtpolitik sprechen: 

Phänomen der individuellen Rechte: Demo­
kratie ist nicht definiert durch das Mehrheits­
prinzip. Sie ist erstens über individuelle Rechte 
definiert, die nicht durch Kollektivinteressen 
aufgewogen werden (dürfen), zweitens durch 
die Kontrolle der Regierung: Da spielt dann 
auch das Mehrheitsprinzip eine gewisse, wenn 
auch nachgeordnete Rolle. 

Kooperation: Kooperation verlangt nicht, Inte­
ressen aufzugeben, aber eine gewisse Distan­
zierung vom eigenen Interessenstandpunkt, 
um dann fähig zu sein, zu etwas beizutragen 
was nicht ausschließlich subjektiven, sondern 
gemeinsamen Interessen dient. Kooperation ist 
der Kern von bürgerschaftlichem Engagement. 
Man kann besonders in der Stadt diese wech­
selseitige Stützung von bürgerschaftlicher 
Kooperation auf der einen Seite durch staat­
liche oder städtische Institutionen auf der an­
deren Seite beobachten. 

Identität: Es kann nicht verlangt werden, dass 
jemand, der in unseren Städten auf Dauer lebt, 
das, was als essentiell empfunden wird, für 
sein Leben aufgibt. Was man verlangen kann 
und muss, ist, dass es in den Grenzen ge­
schieht, in denen Verständigung – sowohl in 
Kommunikationshinsicht als auch in normati­
ver, moralischer Hinsicht – möglich ist. Vielfalt 

und Verständigung stehen in einem Span­
nungsverhältnis zueinander. Das wird nirgends 
so deutlich wie in der Stadtgesellschaft. 

Ich glaube, dass die Stadtgesellschaft gegenwär­
tig vor vier besonderen Herausforderungen steht: 

Erosion von Gestaltungskraft auf kommunaler 
Ebene 
Erosion der Finanzierungsbasis 
Erosion der utopischen Potenziale 
Marktradikalismus 

Für die Stadtgesellschaft der Zukunft bedeutet dies: 

Humanistischer Individualismus: Er nimmt die 
Menschen in ihrer Würde wahr – nicht aus­
schließlich als Konsumbürger, als Marktteil­
nehmer. Denn Menschen sind mehr als Markt­
teilnehmer. Ich glaube, es wäre verheerend, 
alle kulturellen Güter im weitesten Sinne in die 
ökonomische Sprache zu übersetzen. Das ist 
auch eine stadtpolitische Aufgabe. 

Zivilgesellschaftliche Kooperation: Demokratie 
ist nichts anderes als eine institutionelle 
Stützung zivilgesellschaftlicher Kooperationen. 
Der Staat /die Stadt kann sehr viel tun, um 
solche zivilgesellschaftliche Kooperation zu 
fördern. 

Inklusive kulturelle Identität: Es geht darum, 
dass wir Differenzen respektvoll anerkennen, 
aber Wert darauf legen, dass ein kulturelles 
Fundament der alltäglichen Interaktion, der 
Verständigung, der Kooperation wächst. Es 
muss neben dem, was die jeweilige partikula­
re Kultur ausmacht, etwas Gemeinsames ge­
ben. Es bedarf eines kulturellen Fundaments 
und das entsteht am besten in inklusiv wirken­
den Bildungseinrichtungen. 

Kultur der gleichen Anerkennung: das Wert­
darauf-Legen, dass unterschiedliche sozioöko­
nomische Schichten und Klassen nicht separat 
voneinander leben, sondern in engem Zusam­
menhang stehen und dass alle gleichen Zu­
gang zu den großen öffentlichen Gütern haben, 
nicht nur zu Parks und Plätzen, sondern eben 
auch zu anderen öffentlichen Einrichtungen. 
Der Reichtum der verschiedenen Kulturen, den 
wir hier zum Teil bei uns im Lande haben, wird 
nur unzureichend wahrgenommen. Es gehört 
zur Kultur der gleichen Anerkennung, sich da­
für zu interessieren, was diese Menschen in 
unseren Städten prägen. 
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„Ich habe kein Patentrezept für eine gute Finan­
zierung, fürchte ich. Alchemie ist leider kein Weg, 
unser Vorschlag basiert auf der Fähigkeit, unsere 
Geldgeber zu überzeugen und Vorschläge zu for­
mulieren, dass wir Mehrwert erzeugen. Das ist der 
einzige Grund, dass einem im privaten Sektor je­
mand Geld in die Hand gibt. Mir ist es sehr wich­
tig, dass an die Projekte mit einem gesunden Men­
schenverstand herangegangen wird. Der wirklich 
kritische Punkt ist, dass man es nicht dem 
Schwanz erlaubt, mit dem Hund zu wedeln. Wenn 
wir es dem Prozess und den Rechtsanwälten über­
lassen, Lösungen voranzutreiben, dann ist das der 
vollkommen falsche Weg. Man schaut nicht zuerst 
in das Gesetz, sondern am Ende des Prozesses. 
Und das erfordert Mut, nicht wahr?” 

Nick Johnson 

Stadtentwicklungspolitik in Europa 
– vier strategische Ansätze 

Nick Johnson, UrbanSplash, Manchester, Groß­
britannien 

New Islington ist ein Stadterneuerungsprojekt in 
Manchester, das sich zum Ziel gesetzt hat, einem 
besonders problematischen Quartier der Innen­
stadt von Manchester eine neue Entwicklungs­
perspektive zu geben. Als drittes von sieben 
Projekten des „Millennium Communities Pro­
gramme“ der britischen Regierung stand es unter 
dem Anspruch, innovativ zu sein und exempla­
rische, nachhaltige Lösungen für die Stadtent­
wicklung auch anderer englischer Städte zu ent­
wickeln. Im Auftrag von English Partnerships und 
in Kooperation mit der Stadterneuerungsgesell­
schaft New East Manchester Ltd., der Stadtver­
waltung und örtlichen Wohnungsunternehmen 
nimmt Urban Splash die Aufgaben als treuhände­
rischer Entwicklungsträger wahr. 

Insgesamt 1.700 neue Wohnungen, attraktive 
neue Wege an den Kanälen, herausragende Archi­
tektur, Gärten, Cafés, Geschäfte und nicht zuletzt 
Schulen, ein Gesundheitszentrum und ein Stadt­
teilzentrum standen nach der ebenfalls notwendi­
gen Dekontamination des gesamten Areals für die 
Standortentwicklung im Lastenheft. 

Es ging um eine einfache Aufgabe: „Das war der 
schlechteste Ort in ganz Manchester. Nicht nur in 
Manchester, sondern im ganzen Vereinigten 
Königreich. Und die Lösung war für uns, ihn zum 
besten Ort zu machen. Wir könnten den Leuten 
dort helfen und wir könnten dort etwas verdienen.“ 
Nach einem internationalen Architektenwettbe­
werb wurde ein interdisziplinäres Team gebildet, 
das zunächst einen flexiblen, strategischen Rah­
menplan mit den städtebaulichen Grundlinien für 
New Islington entwickelte: 

Bau eines neuen Kanals, der zwei existierende 
Wasserwege verbindet 
Errichtung eines Parks, der neue Freiräume 
schafft und die Rückseite eines unattraktiven 
80er-Jahre-Einkaufszentrums „verdeckt“ 
Entwicklung einer „aktiven Zone“ entlang des 
neuen Kanals mit Bars und Restaurants 
Neubau von Wohnanlagen und Büros 
Schaffung eines neuen Wegenetzes 

Dabei sollte in der Kooperation mit der Bewoh­
nerschaft, die im Quartier gehalten werden sollte, 
Spaß und Spielfreude nicht zu kurz kommen: „fun 
is not a four letter word“. „Wir alle sind beteiligt an 
der Erstellung von neuen Orten und Räumen. 
Wenn uns dieser Prozess keinen Spaß macht, sind 
wir unglaublich trocken und unglaublich profes­
sionell, aber dann werden Orte entstehen, die uns 
keine Freude am Leben bieten.“ Die Kooperation 
mit den Bewohnern war ein Kernelement des 
Prozesses, in dem in einer Vielzahl von Workshops, 
Exkursionen und Veranstaltungen auch die 
Gestaltung neuer Wohngebäude gemeinsam erar­
beitet wurde. 

Neben dem Beteiligungsprozess und der sozialen 
Dimension stand die Nachhaltigkeit der Maßnah­
men im Vordergrund: den drei Prinzipien der fran­
zösischen Revolution wurde mit der „sustainabi­
lity“ ein weiteres hinzugefügt. So konnte z. B. ein 
Großteil des dekontaminierten Materials wieder 
am Standort eingebracht werden. Die damit für 
den Stadtteil formulierte Vision konnte in Ver­
bindung mit außergewöhnlicher Architektur im 
Marketing großer Neubauprojekte genutzt werden 
(z. B. Gebäudekomplex „Chips“). 

Insgesamt steht der ganzheitliche Ansatz im 
Planungsprozess an erster Stelle. Es sollte kein 
Planer ermordet werden („Kill the planner“ als 
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Auftaktmotto!), auch niemand unverantwortlich
oder unprofessionell agieren. Kreativität, Interak-
tion und Visionen und natürlich ein menschlicher
Blick auf die sozialen Aspekte waren die Grundla-
ge des Erfolges bei der Neuerfindung eines beson-
deren Ortes: New Islington.

Eva Beleznay, Stadtarchitektin, Budapest 

Budapest ist mit 1,7 Mio. Einwohnern die bedeu-
tendste Stadt Ungarns. Die Hauptstadt ist Kreu-
zungspunkt vier paneuropäischer Transportkorri-
dore und verbindet z. B. die Adria-Märkte mit den 
Märkten im Osten. Von 10 Mio. Ungarinnen und
Ungarn wohnt ein Viertel im Großraum Budapest. 
Die Region hat als metropolitane Agglomeration
eine erhebliche wirtschaftliche Bedeutung für das
EU-Land. 

Die Wettbewerbsfähigkeit Budapests steht derzeit
im Vordergrund der Stadtentwicklungspolitik. Viele
Unternehmen vertrauen bei ihrer Entscheidung
über eine Ansiedlung auf entsprechende Studien
der großen Beratungshäuser. Wie kann Wettbe-
werbsfähigkeit messbar gemacht werden? Aus
500 verschiedenen Indikatoren der Benchmark-
Studien sind neben den harten ökonomischen In-
dikatoren einige besonders hervorzuheben: Iden-
tität, Good Governance, kreative und flexible
Finanzierungsstrategien, politische, soziale und
ökonomische Stabilität sowie Qualität der öffentli-
chen Dienstleistungen (Verwaltung). „Da ich eine
Architektin bin, erkenne ich überrascht, dass Ar-
chitektur überhaupt nicht gelistet ist, wogegen ei-
ne saubere grüne und sichere Umgebung ganz
oben zu finden ist“. Budapest hat sich das Ziel ge-
setzt, Wettbewerbsfähigkeit, Nachhaltigkeit und
Lebensqualität zu verbessern, um seine Position
zu stärken.

Besondere Aufmerksamkeit genießt dabei das
UNESCO-Welterbe der historischen Innenstadt. Die
Schwerpunkte der Stadtentwicklung liegen in der
Gebäudesanierung und der Neugestaltung des öf-
fentlichen Raums mit der Entwicklung des Donau-
ufers. Ehemalige innenstadtnahe Industriegebiete
werden zum Wohnen umgenutzt, Stadtteilzentren
revitalisiert und die Metro als wichtiges öffentli-
ches Transportsystem ausgebaut. Dabei war die
kleinteilige Verwaltungsstruktur der starken Dis-
trikte innerhalb Budapests zu berücksichtigen.
Die Stadt beteiligt sich am 6. Umweltaktionspro-
gramm der Europäischen Union und hat eigene 
operative Regeln zur Verbindung von baulichen
Projekten mit Umweltzielen beschlossen.

Die besondere Identität Budapests umfasst auch
eine herausragende ökonomische Bedeutung bei
der Informationstechnologie und der medizini-
schen und pharmazeutischen Forschung. Dazu hat
die Stadt mit der Unterstützung der staatlichen
Ebene das Innopolis-Programm aufgelegt, das die
Wettbewerbsfähigkeit in diesen Bereichen in der
Kooperation der Wirtschaft mit den Universitäten
verstärken soll.

Der Aufbau des „Europäischen Institutes für
Technologie und Innovation“ in Budapest wird zu-
künftig weitere wichtige Impulse für die Metro-
polenentwicklung entfalten.

Hans Schneider, BuildDesk, Tilburg, 
Niederlande

Politik für den Klimawandel hat in den Städten ei-
ne gute Ausgangsbasis. Build Desk hat als interna-
tional agierendes Beratungsunternehmen insbe-
sondere in den Niederlanden Erfahrung in der
Entwicklung von kommunalen Klimaschutzkon-
zepten gewinnen können.

„Manchmal können wir aufgrund des in der EU
harmonisierten gesetzlichen Rahmens unsere Zie-
le nicht erreichen. Nach 1989 wurden Neubauten
massiv gefördert. Im Wesentlichen verringerte dies
die finanzielle Ausstattung unserer innerstädtischen
Sanierungsgebiete und förderte die Suburbanisie-
rung. Die gesetzlichen Regelungen berücksichtig-
ten zu wenig die Probleme großer Städte. Daher ist
es sehr wichtig für uns, solche Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, in denen kreative Projekte über-
haupt stattfinden können.”

Eva Beleznay



 

 

 

 

Was hat der Klimawandel mit Stadt zu tun? Durch 
die verstärkte Emission von Treibhausgasen und 
die Veränderung in der Flächennutzung gerät das 
Klima aus dem natürlichen Gleichgewicht, die 
Temperatur der Luft und des Wassers ändern sich, 
das Wetter entwickelt in unseren Breiten häufiger 
extreme Ereignisse, Gesundheit und Lebens­
qualität verändern sich, möglicherweise entstehen 
neue Krankheiten. Wirtschaft und Arbeiten verän­
dern sich. Die neuen Bedingungen führen viel­
leicht zu Migrantenströmen und nicht zuletzt zu 
geänderten Anforderungen an den Raum, beein­
flussen damit die städtische Entwicklung. 

Zunächst stellen die Städte und das städtische 
Leben grundsätzlich unter Klimagesichtspunkten 
ein Problem dar. Sie trotzen dem natürlichen Klima 
und ermöglichen unter einem ungeheuren Res­
sourcenaufwand die urbane Existenz: „Heutzutage 
kann überall und zu jedem Zeitpunkt auf dem 
Planeten unsere Lieblingstemperatur herrschen: 
21°C. Wir arrangieren es so, dass wir unabhängig 
von der Außentemperatur Anzüge und Krawatten 
tragen können. Mit diesen sozial akzeptierten glo­
balen Standards ist unser Lebenswandel sehr teu­
er, sehr ressourcenaufwendig geworden, was 
Energie, Wasser, sonstige Ressourcen betrifft.“ 
Gleichzeitig ist die städtische Infrastruktur bei 
Extremwetterereignissen sehr anfällig, dies ist 
schon jetzt zu beobachten und stellt eine Gefahr 
für die „Betriebssicherheit“ der Städte dar. 

Städte können aber auch zur Lösung des Pro­
blems beitragen: Sie können vom Energiever­
braucher zum Energielieferanten werden. Städ­
tische Ressourcen können wieder verwendet wer­
den, z. B. bei Baumaterialien oder der verstärkten 
Nutzung der Solarenergie. 

Die 200.000-Einwohner-Stadt Tilburg hat sich 
2007 im Rahmen eines landesweiten Klima­
schutzprogrammes mit dem Hotspot-Projekt vor­
genommen, mit einer integrierten Klimapolitik auf 
der kommunalen Ebene klimaneutral und klimawi­
derstandsfähig zu werden. 

Mit einem Klimawandel-Programm 2008–2013 
sollen erste Maßnahmen zur Verringerung der Kli­

maschädigung und zur Anpassung an die Folgen 
des Klimawandels umgesetzt werden.  Aber wie 
wird man zu einer CO2-neutralen Stadt? Mittels ei­
ner umfassenden Energiebilanz wurde erforscht, 
wo und wie Energie in Tilburg verbraucht wird: 
Verkehr, Gebäude, Industrie und Sonstiges zu je ei­
nem Viertel.  Als Ziel wurde die Einsparung von 2% 
des Energieverbrauchs pro Jahr formuliert, weiter­
hin soll der Anteil erneuerbarer Energien bis 2040 
auf 20% zu erhöhen. Daraufhin wurde ein 20­
Punkte-Plan entwickelt. Mit der Hilfe von Klima­
szenarien wurden die Auswirkungen verschiede­
ner Intensitäten des Klimawandels simuliert. Die 
umfassenden Wirkungen auf das städtische Leben 
waren sehr überraschend. Ebenso wurde deutlich, 
dass eine Vielzahl von Interessen auszugleichen 
ist.  Allianzen für lokale Energien können ebenso 
wie Kooperationen für einzelne Gebäude zur kli­
maneutralen Energieverwendung beitragen.  Auch 
auf der Ebene der Regionalplanung wurde die 
Klimarelevanz verschiedener Planvorhaben über­
prüft.  

„Eine Lektion, die wir gelernt haben, heißt:  An­
passung ist wirklich leicht. Es ist unsere zweite 
Natur. Jedoch ist Anpassung auch schwierig: Man 
muss sich mit Ungewissheit, mit komplexer 
existierender Politik und vielen verschiedenen 
Interessen und Abhängigkeiten beschäftigen. Es 
ist eine harte Arbeit und wir haben noch einen 
weiten Weg vor uns.“ 

Dr. Hans-Heinrich Rieser, Universität Tübingen 

Im März verabschiedete der Architektenorden 
Rumäniens – die nationale Architektenvereinigung 
– bei seiner Jahrestagung in Cluj/Klausenburg die 
„Klausenburger Erklärung“ mit dem Titel: „SOS für 
die Stadtentwicklung Rumäniens – Maßnahmen 
für eine andere Qualität des Lebensraumes“.  

Um diese Wirklichkeit der rumänischen Stadtent­
wicklung, die für eine ganze Reihe von Ländern 
exemplarisch steht, verständlich zu machen, sind 
kurz die Ausgangsbedingungen zu skizzieren. Bis 
1989 hatten in der Planwirtschaft Produktion und 
Industrie absoluten Vorrang. Die Territorialplanung 
hatte die Aufgabe, möglichst viel Wohnraum für 
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Arbeitskräfte und möglichst viele Produktions-
stätten bereitzustellen. Engpässe in der Nahrungs­
mittelversorgung führten in den 1980er Jahren 
sogar zum Verbot jeglicher Umwidmung landwirt-
schaftlicher Flächen. Insbesondere in den neuen 
Großwohnsiedlungen wurde daher übermäßig 
nachverdichtet.  Aufgrund der tiefen Depression in 
den 1980er Jahren und der politischen Umstände 
unmittelbar nach der „Revolution von 1989“ ver-
zögerte sich die Neuorientierung in Rumänien. Für 
die Transformation wählte man nicht die rasche 
„Schocktherapie“, sondern ein Vorgehen in klei­
nen Schritten. Die Hyperzentralisierung aller Ent-
scheidungen auf Bukarest löste sich aber nur zäh.  

Dies hatte negative Einflüsse auf eine neuorien-
tierte Stadtentwicklung. Die lange ungeklärten Ei-
gentumsverhältnisse verhinderten Investitionen, 
Ausländern war der Erwerb von Boden gänzlich 
verwehrt. Die Dezentralisierung wurde schleppend 
angegangen und die kommunalen Finanzen und 
Eigentumsrechte blieben eingeschränkt oder un­
zureichend klar geregelt. Daneben setzte insbe­
sondere im Dienstleistungssektor eine „wilde Stadt-
entwicklung“ als nachholende Citybildung ein. 

Heute muss die nationale Politik in Rumänien die 
genannten Defizite aufholen und gleichzeitig ver­
suchen, in der gesamteuropäischen Entwicklung 
Tritt zu fassen. Dabei ist diese Politik eingekeilt 
zwischen dem ungeheuren Nachholbedarf und der 
Forderung zur Nachhaltigkeit. Seit 2001 hat Ru­
mänien ein Raumplanungs- und Stadtentwick­
lungsgesetz, das 2007 – offenbar von der Leipzig-
Charta angestoßen – um Nachhaltigkeit, Integra­
tion, Einbindung der Bevölkerung und langfristige 
strategische Leitbilder erweitert wurde. Leider ha­
ben viele Städte kaum die Kraft, das Fachpersonal 
und die Mittel, um den Alltagsanforderungen ge­
recht zu werden. Oft fehlt auch die Initiative aus 
den Reihen einer Zivilgesellschaft, die noch nicht 
gewohnt ist, sich einzumischen. Eine Gebietsre­
form lässt auf sich warten: So laufen in den Um­
landgemeinden zum Teil unkoordinierte, den 
Bedürfnissen der gesamten Agglomeration entge­
genwirkende Prozesse ab, insbesondere im 
Bereich der seit 2002 spürbaren nachholenden 
Suburbanisierung und der Gewerbeansiedlung.  

Es gibt aber auch Lichtblicke. In einigen Rathäu­
sern wurde erkannt, dass nachhaltige Strategien 
geeignet sind, um irreparable Schäden zu vermei­
den. Sie haben solche Strategien oft mit Hilfe 
westeuropäischer Partner ausgearbeitet und be-
ginnen, den einsetzenden Investitionsboom nach 
diesen Leitbildern zu lenken:  Als positive Beispie-
le sollen hier Hermannstadt/Sibiu und Temesvar/ 
Timisiora genannt werden. In beiden Städten lau­
fen Projekte zur Altstadtsanierung, um die kultu­
rell, aber auch touristisch wertvollen Stadtkerne zu 
erhalten. Hierbei sorgte jeweils die Deutsche 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 
(GTZ) für einen Wissenstransfer bewährter Praxis.  

Die Erfolgsgeschichte der beiden Städte wird in 
Rumänien aufmerksam verfolgt und es gibt 
Anzeichen, dass auch andere Kommunen diesen 
vielleicht beschwerlicheren Weg der langfristig 
angelegten Stadtentwicklungspolitik gehen wol­
len.  Ausschlaggebend sind ein intensiver, auf die 
individuellen Bedürfnisse jeder Kommune zuge­
schnittener Wissens- und Ideentransfer sowie die 
Hilfe bei der Ausbildung der Fachkräfte in allen in­
volvierten Bereichen.  
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Das Modell „Europäische Stadt“: 

Erfolgs- und Zukunftsmodell?
 

Diskussionsrunde
 

Teilnehmende (v. l. n. r.)  

Prof. Peter Zlonicky (Moderation), 
Büro für Stadtplanung und Stadtforschung, 
München 

Prof. Joost Schrijnen, 
Lehrstuhl Stadt und Region, Fakultät Urbanismus, 
Technische Universität Delft, Niederlande 

Prof. Štefan Šlachta, 
Stadtarchitekt, Bratislava, Slowakei 

Yves-Laurent Sapoval, 
Delegation Interministérielle à la Ville, 
Paris, Frankreich 

Peter Bishop, 
Direktor, Design for London, Großbritannien 

Prof. Peter Zlonicky: „Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wir wollen über die europäische Stadt 
reden und wir wollen wissen, ob das alte Modell 
der europäischen Stadt als einer integrierenden, 
urbanen, gemischten und schönen Stadt ange­
sichts der Veränderungen und Herausforderungen 
überhaupt noch tragfähig sein kann.“ 

Prof. Štefan Šlachta: „Ich möchte Ihnen Bratis­
lava vorstellen als Beispiel der Veränderung von 
einer sozialistischen zur europäischen Stadt, von 
der Rückkehr zu traditionellen europäischen Wer­
ten. Es geht erstens um die Beziehung der ur­
sprünglichen Stadt zu den neuen Siedlungen rund 
um Bratislava, in denen heute mehr als die Hälfte 
der Einwohner leben. Zweitens geht es um die 
Beziehung Bratislavas zur Region. Besonders vor 
dem Hintergrund der nun offenen Grenze zu Öster­
reich besteht die Möglichkeit zur Erneuerung der 
historischen Beziehungen zwischen Wien und 
Bratislava. In den Plattenbausiedlungen um Bratis­
lava leben heute 250.000 Menschen ohne die nö­
tige Infrastruktur, ohne Arbeitsplätze und zum Teil 
in stark erneuerungsbedürftigen Beständen. Es 
fehlen Parkplätze, 40.000 zum Beispiel allein in 
Petrzalka. Hier geht es um die Verbesserung und 
Erneuerung technischer Infrastruktur und des öf­
fentlichen Raums. Oft sprechen wir ziemlich stolz 
darüber, dass vor dem zweiten Weltkrieg von 
Bratislava bis Wien eine Straßenbahn gefahren ist. 
Heute kann man wieder fahren, leider kostet es 
ein bisschen mehr.“ Auf der regionalen, aber 
grenzüberschreitenden Ebene spricht man über 
einen gemeinsamen Flughafen im Dreieck Buda­
pest – Bratislava – Wien. Es existiert ein Projekt 
WIBRA, d. h. Wien – Bratislava, das die Zusam­
menarbeit auf kultureller und auf Bildungsebene 
fördert. „Wir kandidieren gemeinsam mit Wien für 
den Sitz des Europäischen Instituts für Innovation 
und neue Technologien.“ 

Prof. Joost Schrijnen: „In den Niederlanden ha­
ben sich in den letzten 30 Jahren aus einem 
Netzwerk unabhängiger Städte Stadtregionen ent­
wickelt, die sich gegenseitig gespiegelt haben“ 
Somit ist Den Haag die Peripherie von Rotterdam 
und die Peripherie von Den Haag ist Leiden. Es ist 
ein sehr interessanter Prozess im Gange, in dem 
eine Metropole – mit Amsterdam als Zentrum – 
entsteht, deren einzelne unabhängige Zentren be­
reits existieren. Wir wissen nicht genau, auf wel­
chem Niveau die Stadt dann existiert. Sie existiert 
auf einer ganzen Anzahl von Ebenen und man 
muss jedes Niveau für sich beschreiben. In den 
1970er Jahren ging es zunächst nur um Wohnun­
gen, in den 80ern wurden große integrierte, funk­
tional gemischte Entwicklungsprojekte realisiert. 
„Jetzt sind wir in der dritten Stufe des Überganges 

und hier geht es jetzt um Bildung. Wir kommen 
nicht nur vom Wohnungsbau weg, sondern wir 
konzentrieren uns auch auf Befähigung von 
Leuten zu arbeiten und wir kommen auf das 
Niveau der Sprache“. Wir haben große Probleme 
mit Stadtteilen, in denen fast 100% der Bewohner 
Zugewanderte sind. Dort besteht nun die Mög­
lichkeit, keine weiteren Zuzüge zuzulassen. Es ist 
aber keine Verpflichtung. Darüber können die 
Wohnungsunternehmen selbst entscheiden. 

Prof. Peter Zlonicky: „Zum Spannungsverhältnis 
zwischen Altstadt, der zentralen Stadt, auf der ei­
nen Seite und der Peripherie gehen wir nach 
Frankreich: speziell an den Verhältnissen in Paris, 
wo wir mit den Grand Projets Leuchttürme der eu­
ropäischen Stadt für das sehen können, was euro­
päische Stadt in ihrer Dichte, in ihrer Mischung, 
in ihrer Vielfalt, in ihrer Urbanität ausmacht. Und 
auf der anderen Seite sehen wir das Problem der 
Banlieues mit den Bildern des Aufruhrs. Wie ist es 
überhaupt möglich, ein solches Spannungsver­
hältnis zu bewältigen?“ 

Yves-Laurent Sapoval: „In Frankreich oder gera­
de in Paris haben wir keine strikte Aufteilung zwi­
schen Zentrum und Vorstadt. Es spielt sich auf ver­
schiedenen Ebenen ab: Wir haben auch innerhalb 
der Vorstadt und um die Stadt herum noch poly­
zentrale Strukturen. Es geht uns darum, dass die­
se Zentren noch vielfältiger und offener werden, 
damit wir eben diese Spannung auflösen können. 

Wie ich es sehe, haben wir eine gemeinsame Vor­
stellung der europäischen Stadt. Wir haben ja auch 
gemeinsam an der Leipzig-Charta und an diesem 
gemeinsamen Bild gearbeitet. Uns geht das da 
nicht nur um den geografischen Gegensatz zwi­
schen Randgebieten und Stadtzentrum, sondern 
auch um den sozialen und demografischen Zu­
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